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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Mit Schreiben vom 12. Oktober 2001 konsultierte der Rat das Europäische Parlament gemäß 
Artikel 300 Absatz 3 erster Unterabsatz des EG-Vertrags zu dem Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Stellungnahme der Gemeinschaft in der Ministerkonferenz der 
Welthandelsorganisation betreffend den Beitritt des gesonderten Zollgebiets Taiwan, Penghu, 
Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh) zur Welthandelsorganisation im Namen der Europäi-
schen Gemeinschaft für die in ihre Zuständigkeit fallenden Bereiche (KOM(2001)518 – 
2001/0216 (CNS)).

In der Sitzung vom 22. Oktober 2001 wird die Präsidentin des Europäischen Parlaments 
bekannt geben, dass sie diesen Vorschlag an den Ausschuss für Industrie, Außenhandel, 
Forschung und Energie als federführenden Ausschuss überwiesen hat (C5-0488/2001).

Der Ausschuss für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie benannte in seiner Sitzung 
vom 10. Oktober 2001 Per Gahrton als Berichterstatter.

Der Ausschuss prüfte den Vorschlag für einen Beschluss des Rates sowie den Berichtsentwurf 
in seiner Sitzung vom 16. Oktober 2001.

In dieser Sitzung nahm der Ausschuss den Entwurf einer legislativen Entschließung 
einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Carlos Westendorp y Cabeza, Vorsitzender; Nuala 
Ahern, stellvertretende Vorsitzende; Peter Michael Mombaur, stellvertretender Vorsitzender; 
Per Gahrton, Berichterstatter; Felipe Camisón Asensio (in Vertretung von Jaime Valdivielso 
de Cué), Concepció Ferrer, Francesco Fiori (in Vertretung von Umberto Scapagnini), Neena 
Gill (in Vertretung von Glyn Ford), Alfred Gomolka (in Vertretung von Werner Langen), 
Michel Hansenne, Rolf Linkohr, Caroline Lucas, Eryl Margaret McNally, Erika Mann, Elly 
Plooij-van Gorsel, John Purvis, Mechtild Rothe, Jacques Santer (in Vertretung von Paul 
Rübig) Konrad K. Schwaiger, Claude Turmes und W.G. van Velzen.

Der Bericht wurde am 18. Oktober 2001 eingereicht.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Stellungnahme der Gemeinschaft in der Ministerkonferenz 
der Welthandelsorganisation betreffend den Beitritt des gesonderten Zollgebiets 
Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu (Chinesisch-Taipeh) zur Welthandelsorganisation 
im Namen der Europäischen Gemeinschaft für die in ihre Zuständigkeit fallenden 
Bereiche (KOM(2001) 518 – C5-0488/2001 –  2001/0216(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags für einen Beschluss des Rates (KOM(2001) 518)1,

– gestützt auf die Artikel 37, 44, 47, 55, 71, 80 Absatz 2, 95, 133 und 308 des EG-Vertrags,

– vom Rat gemäß Artikel 300 Absatz 3 erster Unterabsatz des EG-Vertrags konsultiert 
(C5-0488/2001),

– gestützt auf Artikel 67 und Artikel 97 Absatz 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Außenhandel, Forschung und 
Energie  (A5-0367/2001),

1. billigt die Stellungnahme der Gemeinschaft;

2. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.

1 ABl. C … noch nicht veröffentlicht.
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BEGRÜNDUNG

I. Einleitung

1. China war einer der 23 Unterzeichnerstaaten der Schlussakte der UN-Konferenz über 
Handel und Beschäftigung, die 1947 in Havanna stattfand und deren Ziel die Schaffung 
einer Internationalen Handelsorganisation war. Teil der sog. Charta von Havanna war eine 
Regelung zur Schaffung eines multilateralen Systems für den internationalen Handel auf 
der Basis der Nichtdiskriminierung. Da die Charta von Havanna nicht vom amerikanischen 
Kongress ratifiziert wurde, vereinbarten die Unterzeichnerstaaten die vorläufige Anwen-
dung dieser Regelung, die zum wohl bekannten Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) wurde. China unterzeichnete das GATT-Abkommen am 30. Oktober 1947 und 
ratifizierte das Protokoll über die vorläufige Anwendung am 21. Mai 1948. China handelte 
ferner Zollzugeständnisse mit den anderen Vertragsparteien aus und nahm an den ersten 
beiden Runden multilateraler Zollverhandlungen teil, die 1947 in Genf und 1949 in 
Annecy stattfanden.

2. Am 1. Oktober 1949 wurde die Volksrepublik China (VRC) auf dem chinesischen Fest-
land gegründet, und das frühere Regime unter Chiang Kai-shek hatte sich auf die Insel 
Formosa (Taiwan) und die nahe gelegenen kleineren Inseln Penghu, Kinmen und Matsu 
begeben, wo es die Republik China (ROC) ausrief und den Anspruch erhob, die einzige 
legitime Regierung für ganz China zu sein. Tatsächlich behielt die Republik China den Sitz 
"Chinas" bei der UNO bis 1971 bei. Nachdem sie jegliche Kontrolle über das Festland 
verloren hatte, erkannte sie es als unmöglich, den ursprünglichen Rechten und Pflichten im 
Rahmen des GATT weiter nachzukommen, und zwar insbesondere den Verpflichtungen 
zu Zollzugeständnissen für Vertragsparteien, da die betreffenden Erzeugnisse vom chine-
sischen Festland exportiert wurden. Daher teilte die Republik China dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen am 6. März 1950 ihre Entscheidung zum Austritt aus dem GATT 
mit.

3. Die Volksrepublik China selbst zeigte aus offensichtlichen Gründen keinerlei Interesse an 
den Tätigkeiten des GATT. Ihre Wirtschaftsbeziehungen zu Drittländern, die eher auf 
politischen als auf wirtschaftlichen Überlegungen basierten, waren mit den Grundprinzi-
pien einer in den Regelungen des GATT verankerten liberalisierten Handelsordnung 
unvereinbar. Die Frage der Mitgliedschaft Chinas im GATT blieb problematisch, es gab 
jedoch keinen unmittelbaren Versuch zur Klärung der Situation.

4. Die Angelegenheit kam erst 1965 wieder zur Sprache, als die Republik China einen 
Beobachterstatus beim GATT beantragte. Die Rechtsgültigkeit dieses Antrags wurde von 
der Tschechoslowakei in Frage gestellt, die erklärte, dass die Volksrepublik China die 
einzige rechtmäßige Regierung Chinas besitzt. Trotz dieser Einwände wurde Taiwan ein 
Beobachterstatus eingeräumt. Die Vertragsparteien gingen davon aus, dass mit dieser 
Zulassung dem Standpunkt hinsichtlich der Anerkennung der fraglichen Regierung nicht 
vorgegriffen würde.

5. Taiwan behielt seinen Beobachterstatus beim GATT bis 1971, als die UN-Vollversamm-
lung in ihrer Resolution 2758 (XXVI) beschloss, das Regime Chiang Kai-shek auszu-
schließen, das bis zu diesem Zeitpunkt den Sitz Chinas bei der UN innehatte, und die 
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rechtmäßigen Ansprüche der Volksrepublik China wiederherzustellen. Das GATT 
überprüfte in seiner Eigenschaft als spezialisierte Wirtschaftsorganisation der UN bei der 
Ausführung dieser Resolution erneut seinen Beschluss von 1965 über den 
Beobachterstatus für Taiwan. Die Vertragsparteien beschlossen, auch die Republik China 
vom GATT auszuschließen, da sie anerkannten, dass dieses Land keine rechtliche 
Befugnis zur Vertretung Chinas beim GATT besaß.

6. Am 1. Januar 1990 unterbreitete Taiwan formell seinen Antrag auf Beitritt zum GATT 
gemäß Artikel XXXIII im Namen des Zollgebiets von Taiwan, Penghu, Kinmen und 
Matsu, der zunächst auf starken Widerstand vonseiten der Volksrepublik China stieß. Nach 
einiger Zeit lehnte die Volksrepublik China eine Mitgliedschaft Taiwans im GATT nicht 
mehr rundheraus ab, stellt jedoch Bedingungen für seinen Beitritt. Der GATT-Rat 
beschloss im September 1992, eine Arbeitsgruppe über Chinesisch-Taipeh zu bilden, die 
den Antrag des getrennten Zollgebiets Taiwan, Penghu, Kinmen und Matsu auf Beitritt 
zum GATT gemäß Artikel XXXIII prüfen und dem Rat Empfehlungen vorlegen soll, die 
den Entwurf eines Beitrittsprotokolls beinhalten könnten. Am 18. September 2001, einen 
Tag nach Abschluss der Verhandlungen mit der Volksrepublik China, wurden die 
Verhandlungen in der Arbeitsgruppe über den Beitritt von Chinesisch-Taipeh beendet. Die 
EU hatte ihre Verhandlungen bereits am ……. abgeschlossen. 

7. Damit sich die EU auf der Ministerkonferenz der WTO offiziell für den Beitritt von 
Chinesisch-Taipeh aussprechen kann, muss der Rat einen Beschluss verabschieden, in dem 
die Beitrittsbedingungen gebilligt werden. Das Europäische Parlament wurde gemäß 
Artikel 300 Absatz 3 erster Unterabsatz des EG-Vertrags zu dem Vorschlag für einen 
diesbezüglichen Beschluss des Rates konsultiert. Dies ist das erste Mal, dass das 
Europäische Parlament zum Beitritt eines Drittlands zur WTO konsultiert wird. Angesichts 
dieses Beitritts und vor allem des Zusammenhangs mit dem Beitritt der Volksrepublik 
China als bevölkerungsreichstem Land der Erde und als erstrangiger Handelsmacht ist es 
dringend geboten, dass das Europäische Parlament auch in den Prozess des Beitritts von 
Chinesisch-Taipeh einbezogen wird. Daher erwartet das Europäische Parlament, dass es 
im Hinblick auf einen künftigen Beitritt Russlands zur WTO konsultiert wird.

II. Bedingungen für den Beitritt von Chinesisch-Taipeh

8. Sofern in den Beitrittsbedingungen nichts anderes festgelegt ist, verpflichtet sich 
Chinesisch-Taipeh mit seinem Beitritt zur WTO zur Einhaltung aller WTO-
Verpflichtungen. Die Beitrittsbedingungen sind zum einen in den Verpflichtungslisten 
niedergelegt, in denen sämtliche Marktzugangsverpflichtungen aufgeführt sind, die 
Chinesisch-Taipeh mit dem Beitritt gegenüber den übrigen Mitgliedern rechtsverbindlich 
eingeht. Diese Listen umfassen tarifäre und nichttarifäre Maßnahmen im Agrarhandel 
und im Handel mit gewerblichen Waren (Verpflichtungen im Rahmen des GATT) sowie 
im Handel mit Dienstleistungen (Verpflichtungen im Rahmen des Allgemeinen 
Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistungen).

9. Zum anderen sind weitere rechtsverbindliche Verpflichtungen im Protokoll und im 
Bericht der Arbeitsgruppe über den Beitritt von Chinesisch-Taipeh zur WTO enthalten. 
In diesen Dokumenten ist im Wesentlichen dargelegt, welchen neuen WTO-Verpflich-
tungen Chinesisch-Taipeh in allen übrigen in die Zuständigkeit der WTO fallenden 
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Bereichen (z.B. Subventionen, TRIPs, TBT, Zollwertermittlung usw.) nachkommen 
muss. 

10. Für die EU, die die Interessen der europäischen Wirtschaft und Unternehmen in vollem 
Umfang vertrat, bedeutet der Beitritt von Chinesisch-Taipeh deutlich mehr einklagbare 
Rechte, ohne dass sich gleichzeitig die Verpflichtungen der EU gegenüber Chinesisch-
Taipeh wesentlich ändern. In den bilateralen Verhandlungen zwischen der Europäischen 
Kommission und Chinesisch-Taipeh wurden Beitrittsbedingungen festgelegt, die für die 
vorrangigen Sektoren und Interessensbereiche, insbesondere für Großunternehmen, 
sämtlicher EU-Mitgliedstaaten erhebliche Vorteile mit sich bringen (vgl. nachstehende 
Angaben). Da die derzeitige WTO-Regelung keinen Schutz vor handelsbedingten 
Umweltschäden und sozialen Ungleichheiten bietet, könnte eine absehbare Ausweitung 
des Handels EU-Taiwan zu Schäden in den ohnehin schwachen Gebieten in Taiwan 
führen. Der Berichterstatter empfiehlt nachdrücklich, dass die zuständigen Dienststellen 
der EU regelmäßige Untersuchungen der Auswirkungen des Handels EU-Taiwan 
durchführen sollten, beginnend mit dem Beitritt Taiwans zur WTO.

11. Als zehntgrößte Handelsmacht (1998, ohne den innergemeinschaftlichen Handel) mit 
einem realen BIP von 289 Mrd. USD im Jahr 1999 wird Chinesisch-Taipeh sofort eine 
Schlüsselrolle innerhalb der WTO übernehmen. 1999 nahm Chinesisch-Taipeh den 
siebten Platz unter den Lieferanten der EU ein und lag als Exportmarkt für Erzeugnisse 
aus der EU an 17. Stelle. Das Handelsbilanzdefizit der EU gegenüber Chinesisch-Taipeh 
belief sich auf 8,12 Mrd. Euro. Die im Rahmen der Beitrittsverhandlungen vereinbarten 
Marktzugangsverpflichtungen von Chinesisch-Taipeh werden zweifellos zu einer 
größeren Ausgeglichenheit der Handelsströme beitragen. Den EU-Unternehmen wird der 
Zugang zum Markt von Chinesisch-Taipeh erheblich erleichtert. Die Einfuhrzölle und 
nichttarifären Beschränkungen werden drastisch und dauerhaft abgebaut. Dies wird 
zweifellos zu einer weiteren Konzentration des Unternehmenseigentums und weniger 
Möglichkeiten für Taiwan führen, über seine eigene Industrie- und Sozialpolitik zu 
entscheiden, mit allen damit verbundenen problematischen Folgen für Beschäftigung, 
Stabilität, Sicherheitsnetze und Regionalentwicklung.

12. Chinesisch-Taipeh wird seinen gewogenen mittleren Zollsatz auf gewerbliche Waren auf 
4,81% senken. Es ist zu einer umfassenden Beseitigung der Zölle auf Gegenseitigkeits-
basis bereit, und seine angebotenen Verpflichtungen in Bezug auf chemische Erzeug-
nisse gehen weit über die im Rahmen der Uruguay-Runde festgelegten Harmonisierungs-
regeln hinaus. Chinesisch-Taipeh ist bereits dem Informationstechnologie-Überein-
kommen (ITA) beigetreten und an den ITA II-Verhandlungen beteiligt. Mehr als zwei 
Drittel der vorgesehenen Zollsenkungen bei gewerblichen Waren werden bis zum WTO-
Beitritt realisiert worden sein. Die restlichen Senkungen erfolgen bis Ende 2002 und in 
einigen wenigen Ausnahmefällen bis 2004 und 2008 (Kraftfahrzeuge).

13. Für den Dienstleistungsbereich unterbreitete Chinesisch-Taipeh eine der zehn besten 
Verpflichtungslisten im Rahmen der WTO. Seine Zugeständnisse decken ein breites 
Spektrum von Sektoren ab, einschließlich Finanzdienstleistungen, Telekommunikation, 
freiberufliche Dienstleistungen, Werbung, EDV, Bau- und Vertriebsdienstleistungen. 
Chinesisch-Taipeh wird die Beschränkungen für ausländische Beteiligungen in allen 
Dienstleistungssektoren aufheben, außer in bestimmten Sektoren wie Telekommuni-
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kation, in denen EU- und andere ausländischen Unternehmen dennoch die Anteilsmehr-
heit halten können. 
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14. Das Angebot im Agrarbereich umfasst die Öffnung von Märkten für empfindliche 
Erzeugnisse wie Schweinefleisch und Geflügel. Außerdem bot Chinesisch-Taipeh an, 
bereits vor dem Beitritt seine Zollkontingente für Äpfel und Zitrusfrüchte zu lockern.

III. Empfehlung

15. Die Kommission hat die Bedingungen für den Beitritt von Chinesisch-Taipeh zur WTO 
dem Rat zur Zustimmung und dem Europäischen Parlament zur Stellungnahme vorge-
legt. Der Beschluss, den Beitritt zur WTO zu beantragen, wurde von den taiwanischen 
Behörden gefasst und wird daher vom Berichterstatter respektiert. Die demokratischen 
Veränderungen, die sich in den 90er-Jahren in dem Land vollzogen haben, nähren die 
Hoffnung, dass sich Taiwan aktiv an einer ernsthaften Reform der WTO, einschließlich 
Demokratisierung ihrer Beschlussfassung und Beachtung sozialer und ökologischer 
Aspekte, die Gegenstand anderer multilateraler Abkommen und Konventionen sind, 
beteiligen wird, sobald es Mitglied der WTO ist.


